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Experiment Neuseeland
Als „Kiwi-Wunder“ werden von Ökonomen die Wirtschaftsreformen in Neuseeland bestaunt – der bislang radikalste Um-

bau eines Wohlfahrtsstaates weltweit. Doch große Teile der Bevölkerung fühlen sich trotz erstaunlicher Erfolge vom

Tempo der Veränderungen überfordert und trauern den alten Zeiten nach, als der Staat das gute Leben garantierte.
E s gibt ein Land, weit hinter den
Meeren, dort, wo die Welt zu Ende
ist, da geht Seltsames vor sich.

Da bekommen die Bauern keinen
Pfennig Subventionen mehr. Was aber
noch wundersamer ist, unvorstellbar für
den Rest der Welt – die wollen auch gar
kein Geld mehr vom Staat. 

Da gibt es Bürger, die möchten nach
der Halbierung ihrer Abgaben keine
Steuersenkung mehr. Bloß anders verteilt
sollen die stetig wachsenden Überschüs-
se der Staatseinnahmen werden.

In jenem fernen Staatswesen blieben
einst die Läden das ganze Wochenende
geschlossen. Von Freitagabend bis Mon-
tagmorgen war das Land dicht. Jetzt kann
der Kunde dort an sieben Tagen 24 Stun-
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Skyline von Auckland: Aus einem langwe
den lang einkaufen. Dieses Land hat sei-
ne früher alles regulierenden Beamten
weitgehend abgeschafft, und es kennt
keine Korruption. Es konnte seine Infla-
tion auf ein Neuntel des einstigen
Höchststandes von knapp 19 Prozent sen-
ken. Sollte sie wieder über zwei Prozent
steigen, muß der Notenbankchef gehen.
So steht es in seinem Arbeitsvertrag. 

Die Arbeitslosigkeit wurde – uner-
reichbares Traumziel hierzulande – fast
halbiert (von 11,1 auf 6,2 Prozent), die
Staatsschuld so radikal reduziert, daß sie
in einigen Jahren gegen Null tendieren
soll.

Dieser Staat würde heute schon 
ohne Mühen jene Maastrichter Kriterien
erfüllen, denen in Europa allein Luxem-
iligen Ort am Ende der Welt wurde eine We
burg genügt und die Vorbedingung 
zur Aufnahme in das Europäische
Währungssystem sind. Aber daran hat er
gar kein Interesse. 

Denn das „Musterland“ liegt ganz weit
weg von Europa, dort, wo alles anders ist,
mittags die Sonne hoch im Norden steht,
Rußland Westen und Amerika Osten be-
deutet. 

Dieses erstaunliche Wirtschaftswun-
der blüht in Neuseeland. Einst als „God’s
own country“ gepriesen, war das Land
vor gut einem Jahrzehnt vom Absturz auf
Drittweltniveau bedroht, steht aber nun
dank einer ökonomischen Roßkur bei al-
len wirtschaftlichen Wertungen auf ei-
nem der vorderen Plätze und wird des-
halb weltweit als Beispiel gelobt. 
ltstadt mit multikulturellem Flair 
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Der Inselstaat im Südpazifik mit sei-
nen dreieinhalb Millionen Einwoh-
nern hat sich, wie die OECD lobt,
durch das „umfassendste Reformpro-
gramm eines westlichen Landes in
neuerer Zeit“ aus schier auswegloser
Lage zum „am besten funktionieren-
den Industrieland aller Mitgliedsstaaten“
hochgerappelt. 

In einem sogenannten World Compe-
titiveness Report, der die Langzeit-Kon-
kurrenzfähigkeit sowie die Qualität der
Regierung bewertet, steht Neuseeland
auf Platz eins, Deutschland aber nur auf
Rang 30 der 35 untersuchten Länder. 

Die Geschichte, wie die verschlafenen
Schafzüchter-Eilande am Ende der Welt
sich binnen eines Jahrzehnts vom drohen-
den Bankrott aus eigener Kraft in ein neu-
es ökonomisches Zeitalter beförderten, ist
ebenso faszinierend wie lehrreich. Faszi-
nierend ist das Geschehen, weil von einer
kühnen politischen Führung in einem de-
mokratischen Gemeinwesen eine Gesell-
schaft umgewandelt wurde, ohne daß da-
bei die Stabilität dieser Demokratie zu
Schaden kam. Beispielhaft sind Elan und
Konsequenz, mit der diese radikalen Re-
formen gegen Widerstand und Gruppen-
interessen durchgezogen wurden.

Lehrreich sind schließlich nicht nur
die unbestreitbaren Erfolge. Auch soziale
Neuseeländisches Farmland: Die Bauern 
Verwerfungen und das Schicksal der Ge-
beutelten eines jähen Übergangs vom all-
umfassenden Sozialstaat in eine harte
Marktwirtschaft bieten Stoffe zum Nach-
denken über die Konsequenzen solch
rabiater Reformen.

Sie führten zu einer Identitätskrise bei
vielen Neuseeländern, denen ihr Land
bekommen keinen Pfennig Subventionen m
einst ein rundum sicheres Volksheim war,
das sie gegen alle Widrigkeiten des Le-
bens und der Außenwelt abschirmte.
Manche fühlten sich plötzlich fremd, ja
ausgegrenzt in der eigenen Heimat, seit
Neuseeland „in weniger als einem Jahr-
zehnt von einer Bastion des Wohlfahrts-
Interventionismus zu einem neoliberalen
Paradies wurde“, so die Kritikerin Jane
Kelsey in ihrem Buch „The New Zealand
Experiment“.

Weit über die Grenzen der abgelege-
nen Inseln hinaus interessant ist nicht zu-
letzt, daß die Wende alle Parteigrenzen
sprengte: Begonnen von Sozialisten, „die
weiter gingen als Margaret Thatcher es je
wagte“, so der Londoner Observer, dann
verschärft fortgeführt von Konservati-
ven, spalteten sie das Volk in Neuerer und
Nostalgiker.

„Beispielhaft“, wie die Neue Zürcher
Zeitung rühmt, ist Neuseeland schließ-
lich, weil angesichts der immer schnel-
leren Globalisierung der Wirtschaft 
eine von der Außenwelt abgekoppelte 
Ökonomie nicht mehr möglich und der
hergebrachte Wohlfahrtsstaat auch von
reichen Ländern nicht mehr bezahlbar
ist.

Insofern haben alle traditionellen In-
dustriestaaten, ob’s gefällt oder nicht, 
im globalen Wettlauf um Kapital und
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höhepunkt der privatisierung

Neuseelands Roßkur

ttoinlandsprodukt*

änderung gegenüber
 Vorjahr in Prozent

lationsrate in Prozent

Lohnstückkosten

eitslosenquote
Prozent

82 84 86 88 90 92 94 95

Aufhebung von Zöllen und
Devisenbestimmungen,
Freigabe der Währung,
Subventionsabbau, Steuer-
reformen, Reform der
Notenbank, Privatisierung
von Staatsunternehmen

Senkung der Sozial-
ausgaben, Reform
des Arbeitsrechts,
Begrenzung des
Staatshaushalts
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*in konstanten Preisen
Arbeitsplätze noch vor sich, was Neusee-
land bereits hinter sich hat.

Als „Versuchslabor für gelungene öko-
nomische Liberalisierung“ sieht der
amerikanische Wirtschaftswissenschaft-
ler Robert O’Quinn das pazifische Land.
„Falls der US-Kongreß ein Modell sucht,
wie Amerika zu verändern wäre“, emp-
fiehlt der Professor, „brauchte man nur
einen Flug nach Neuseeland zu buchen.“

Was Wunder, daß eine Mehrheit der
Neuseeländer auf sich selbst stolz ist.
Das Land biete „auf vielen Gebieten der
Welt ein Beispiel“, verkündete die frühe-
re Finanzministerin Ruth Richardson.
Premier Jim Bolger sieht seine so wun-
dersam verwandelte Heimat gar als eine
Art „ökonomische Ikone“ be-
staunt.

Das kleine Land hat schon
öfter mal der weiten Welt etwas
vorgemacht: Es führte vor über
hundert Jahren als erster Staat
das Frauenwahlrecht ein, er-
klärte sich per Gesetz als atom-
frei und hat das modernste Um-
weltrecht der Welt. Nun könnte
es zum ökonomischen Vorbild
für die westlichen Wohlfahrts-
staaten werden. 

„Einst waren wir Vorreiter in
Sachen Wohlfahrtsgesellschaft,
jetzt sind wir es bei der Reform
des Wohlfahrtsstaates, die letzt-
lich überall unvermeidlich sein
wird“, urteilt der TV-Kommen-
tator Rod Vaughan. Den Schock
des jähen Wandels vieler seit
Generationen liebgewonnener
Wertvorstellungen, „der unaus-
weichlich war, weil wir sonst zu
einer Bananenrepublik verkom-
men wären“, vergleicht er dra-
stisch mit „Cold Turkey“ – den
Folgen des Entzugs für Dro-
gensüchtige ohne Ersatzstoff:
grausam, aber wirksam.

Seit Ende des vorigen Jahr-
hunderts hatten die Neuseelän-
der auf ihren paradiesischen Ei-
landen prächtig gelebt. Sie wa-
ren der Garten des Mutterlan-
des Großbritannien, in das sie
bis zu neun Zehntel der Erzeug-
nisse ihrer Agrarproduktion
lieferten: Wolle und Fleisch,
Holz- und Milchprodukte.

Bald überflügelte ihr Lebens-
standard jenen der Briten und er-
laubte den Aufbau einer Wohl-
fahrtsgesellschaft mit staatlicher
Fürsorge von der Wiege bis zum
Grabe. Die Neuseeländer, die
bis heute keinerlei gesetzliche
Sozialabgaben zahlen, genossen
aus Steuern finanzierte Pensio-
nen lange vor den Skandina-
viern. Ihr seit 1938 kostenloses
Gesundheitssystem war umfas-
sender als das britische.
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In den fünfziger Jahren erreichte ihr
Lebensstandard Weltspitze, übertroffen
nur noch von der Schweiz.

Um sich vor aller Unbill von außen ab-
zuschirmen, ließen die Neuseeländer ihr
Leben vom Staat nicht nur alimentieren,
sondern auch durchregeln. Subventionen
päppelten die Bauern, hohe Zollmauern
schützten die heimischen Produzenten
vor lästiger Konkurrenz, strikte Devisen-
bewirtschaftung den Neuseeland-Dollar.

Der Staat kontrollierte Verkehr, Indu-
strie, Handel und Banken. Trotz langjähri-
ger konservativer Regierungen hatte sich
so ein ökonomischer Sozialismus fast öst-
licher Prägung etabliert. Diese Idylle zer-
brach jäh, als Großbritannien 1973 der
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EG beitrat. Neuseelands Agrarexporte ins
einstige Mutterland stürzten, durch EG-
Außenzölle belastet, bald auf ein küm-
merliches Zehntel ab. Ein Jahr darauf traf
der Schock der Ölkrise das Land.

Nichts war mehr wie vorher. Trotz-
dem scheute sich die Regierung, die
Bürger mit den harten Realitäten zu
konfrontieren. Sie finanzierte den Wohl-
stand fortan mit Krediten und schottete
das Land noch mehr von der offenbar
unzuverlässigen Außenwelt ab. Folge:
Die Staatschulden explodierten schlim-
mer als in Deutschland nach der Vereini-
gung. Die Inflation fraß sich trotz amt-
lich verordneter Preis- und Lohnstopps
auf zweistelligen Ziffern fest.

Viele Neuseeländer ver-
loren in diesen Stagflati-
onsjahren jedes Vertrauen
in ihr Kiwi-Paradies und
wanderten aus. Ein bitterer
Witz machte die Runde:
Der letzte, der das Land
verlasse, möge bitte das
Licht ausmachen.

Erst mit zehn Jahren
Verspätung wurde endlich
jedermann klar, daß es so
nicht mehr weitergehen
konnte. Neuseelands inter-
nationale Kreditwürdig-
keit war rapide gesunken.
In den OECD-Statistiken
besetzte das Land einen
Dauerplatz am Ende der
Skala. Eine sogenannte
Think-big-Politik, die der
selbstherrliche konservati-
ve Patriarch Sir Robert
Muldoon dekretiert hatte,
verkam im Volksmund zu
„Sink big“.

1984 stimmten die
Wähler für einen Wechsel
und brachten Labour an
die Macht. Der neue Pre-
mier David Lange, dessen
Vorfahren aus Bremen ein-
gewandert waren, beschei-
nigte seiner der guten alten
Zeit nachtrauernden Hei-
mat „die Effizienz einer polnischen
Werft“. In der Tat: Japanische Fernseh-
geräte etwa mußten zerlegt werden, bevor
sie in Neuseeland eingeführt werden
durften – um dort dann teuer wieder zu-
sammengesetzt zu werden. Der Kunde
konnte zwischen lediglich zwei Kühl-
schränken heimischer Produktion
wählen.

Der Regulierungsirrsinn hatte zuwei-
len absurde Formen angenommen: Für
den Bezug einer ausländischen Zeit-
schrift war eine Devisengenehmigung er-
forderlich. Margarine gab es nur auf ärzt-
liche Verschreibung. Teppichböden muß-
ten aus heimischer Schafwolle sein. Wer
Qualitätsware wollte, flog auf Einkaufs-
tour ins zweitausend Kilometer entfernte

Reformer L

Reformer D
Australien. Bei der Rückkehr schröpfte
ihn der Zoll.

Die staatlichen Eisenbahnen verloren
nicht nur eine Million Dollar Steuergel-
der täglich, sondern trotz grotesken Per-
sonalüberhangs auch regelmäßig Fracht,
sogar ganze Waggons. In den staatlich
verwalteten Häfen verrotteten wegen la-
xer Arbeitsmoral und ständiger Streiks
die Güter. Der Inlandsluftverkehr funk-
tionierte weniger nach Fahrplan als nach
Lust und Laune des pampigen Personals.

Die Staatsunternehmen waren chro-
nisch defizitär, auch die Forste, obwohl
deren Holz weltweit gefragt war. Farmer
kassierten 40 Prozent ihres Einkommens
in Form staatlicher Subventionen. Ein

Viertel des Volkes bezog
Wohlfahrtsgelder. Es gab
Familien, die bereits in der
vierten Generation von
Sozialfürsorge lebten.

Zwischen 1950 und
1984 war Neuseelands
verkrustete Wirtschaft nur
halb so schnell gewachsen
wie in den übrigen OECD-
Staaten. Die Produktivität
hinkte noch weiter hinter-
her. Die Neuseeländer wa-
ren bald höher verschuldet
als die Brasilianer.

Angesichts solch öko-
nomischen Horrors warf
die Labour-Regierung das
Ruder in einem gewaltigen
Kraftakt um 180 Grad her-
um, geheiligte sozialisti-
sche Grundsätze flogen
über Bord. Ausgerechnet
Sozialisten verschrieben
sich über Nacht einem in
dieser Weltgegend bis da-
hin unbekannten Wirt-
schaftsliberalismus – heu-
te, mit zehn Jahren Verspä-
tung, Lehrstück für Britan-
niens Labourführer Tony
Blair.

Finanzminister Roger
Douglas, treibende Kraft
des dramatischen Wan-

dels, verordnete dem Land eine drakoni-
sche Roßkur, um „40 Jahre Mißmanage-
ment“ aufzuholen.

Sein Programm zum Aufbau einer
gänzlich neuen Wirtschaft, nach dem Er-
finder „Rogernomics“ getauft, wurde
überfallartig durchgezogen getreu der
Douglas-Maxime: „Grundsätzliche Re-
formen müssen in Quanten-Sprüngen
verwirklicht werden, weil sonst Interes-
sengruppen Zeit finden, ihre Klientel zu
mobilisieren, einen zu zermürben und al-
les zu verwässern. Schnelligkeit ist dabei
ebenso wichtig wie das Prinzip, die Privi-
legien verschiedenster Gruppen auf ein-
mal zu kappen.“

Und: „Halte niemals auf halbem Wege
an. Gegnerisches Feuer ist viel weniger
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W I R T S C H A F T
gefährlich, wenn es sich auf ein schnell
bewegliches Ziel richtet.“

Goldene Worte angesichts von Bonner
Spar-, Steuer- und sonstigen Stümperei-
en, die stets schon heillos zerredet sind,
bevor sie überhaupt begonnen haben und
allenfalls bis zur Unkenntlichkeit ver-
stümmelt durchkommen – wozu dem
Londoner Economist anläßlich der deut-
schen Ladenschlußdebatte nur noch das
höhnische Wortspiel „Wirtschaftsblun-
der“ einfiel.

Neuseelands radikaler Marktwirt-
schaftler Douglas, „getarnt in sozialisti-
scher Wolle“, so Kritiker von links über
den rüden Roten, überraschte seine
Landsleute hingegen mit wahren ökono-
mischen Keulenschlägen:
π Von heute auf morgen gab es keine

Subventionen für Farmer mehr. 
π Der Spitzensteuersatz betrug nicht

mehr 66 Prozent, sondern nur noch 33
Prozent. Gleichzeitig wurden alle Son-
derabschreibungen ersatzlos gestri-
chen. Statt verschiedener Verbrauch-
steuern gibt es nur noch eine allgemei-
ne Mehrwertsteuer von inzwischen
12,5 Prozent.

π Die Währung wurde um 20 Prozent
abgewertet, ihr Kurs dann freigegeben,
der Kapital- und Warenverkehr völlig
liberalisiert.

π Läden dürfen öffnen, wann sie wollen.
π Eine Verwaltungsreform reduzierte die

Kreise und Kommunen von 828 auf 86
Regierungsbezirke, Ministerien und
staatliche Verwaltungen mußten, welt-
weit einmalig für den öffentlichen
Dienst, fortan wie Privatunternehmen
nach kaufmännischen Grundsätzen ge-
führt werden und Rechnung legen. Die
Die Reformen
verschärften zunächst 

die Krisen
Bediensteten haben nur noch Fünfjah-
resverträge und werden nach Leistung
bezahlt. Insgesamt schrumpfte so die
Zahl der Staatsdiener von 88000 auf
36000.

π Die meisten Staatsfirmen wurden pri-
vatisiert.

π Die Notenbank Reserve Bank of New
Zealand erhielt völlige Unabhän-
gigkeit nach deutschem Vorbild. Sie
ist allein der Geldstabilität verpflich-
tet.
Zunächst verschärften die Reformen

die Krise. Der Abbau des aufgeblähten
Verwaltungsapparats und die Privatisie-
rung zahlreicher chronisch überbesetz-
ter Staatsfirmen führten zu Massenent-
lassungen. Das Verkehrsministerium
schrumpfte von 4000 auf 60 Bedienste-
te. Die privatisierte Bahn – von einem
amerikanisch geführten Konsortium
übernommen – baute von 21 000 Leuten
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16000 ab. Die Post entließ ein Drittel
ihres Personals.

Der Staat verkaufte die Telecom, Air
New Zealand, den öffentlichen Nah-
und Fernverkehr, fast alle Banken und
Sparkassen, Versicherungen, Stahl-
werke, Druckereien, Ölgesellschaften,
Forstrechte und Hotels. Insgesamt er-
brachte die Privatisierung von über zwei
Dutzend Staatskonzernen bislang fast
14 Milliarden Neuseeland-Dollar (14,3
Milliarden Mark).

Verbleibende Staatsbetriebe wurden
nach privatwirtschaftlichen Grundsät-
zen geführt, sie mußten Dividende an
den Fiskus abführen.
So verwandelte sich die „meistregu-
lierte Wirtschaft außerhalb des Sowjet-
blocks“ (der einstige Minister für staats-
eigene Betriebe, der Sozialist Richard
Prebble) binnen eines knappen Jahr-
zehnts in die „am wenigsten regulierte
innerhalb der OECD“ (so Noten-
bankchef Donald Brash). Segensreiche
Folge: Bahn, Post, Telecom und Häfen
senkten ihre Gebühren um bis zu 50
Prozent und arbeiten heute mit hohem
Gewinn. 

Doch die Labour-Partei, obwohl nach
drei harten Reformjahren 1987 noch ein-
mal mit größerer Mehrheit wiederge-
wählt, überlebte die von ihr ausgelöste



Revolution nicht: Ein schwarzer Freitag
an der New Yorker Börse beraubte viele
wohlhabende Neuseeländer ihres Kapi-
tals, die Arbeitslosigkeit stieg stark an.

Da zog Premier Lange entnervt die
Notbremse. Er feuerte seinen Reform-
Rambo Douglas und verordnete eine
Geht dem Experiment 
nach der Wahl im 

Oktober die Luft aus?
„Teepause“ im Erneuerungswerk. Es
half nichts mehr: 1990 wurde Labour
abgewählt und die konservative Natio-
nal Party unter dem liberalen Farmer
Jim Bolger kam an die Macht.

Hatte das erschöpfte Wahlvolk ge-
wähnt, nun werde es wieder gemütlicher
zugehen, so gab es ein bitteres Erwa-
chen: Bolgers Finanzministerin Ruth
Richardson zeigte nicht weniger refor-
merischen Elan als der Erfinder der Ro-
gernomics.

Die Sozialisten hatten zunächst die
den Nationals nahestehenden Farmer
gerupft, jetzt ging es gegen die Labour-
Klientel – die Arbeiter und ihre Ge-
werkschaften. Die waren in Neuseeland
bis dahin so mächtig gewesen wie allen-
falls noch beim Nachbarn Australien. 

Das Gewerkschaftbuch war für Ar-
beiter obligatorisch. Über 250 Einzelge-
werkschaften handelten für ihre Mit-
glieder mit den Beauftragten der Arbeit-
geber landesweit bindende Tarifverträge
aus. Streiks waren an der Tagesordnung.
Der Employment Contracts Act vom
Mai 1991 beseitigte dieses seit einem
Jahrhundert fest verankerte System mit
einem Federstrich. Neuseelands Arbeits-
markt wurde radikaler dereguliert als
sonst irgendwo auf der Welt. Arbeitsver-
träge konnten fortan individuell oder be-
triebsweise ausgehandelt werden – mit
oder ohne Gewerkschaftsbeteiligung.

Die Zwangsmitgliedschaft wurde ab-
geschafft, das Streikrecht weitgehend
eingeschränkt. Die Zahl der Gewerk-
schaften, die seither keinen gesetzlich
geschützten Status mehr besitzen (Ver-
bandssekretärin Angela Foulkes: „Wir
wurden schlicht überrollt“) schrumpfte
auf 60 und sie verloren die Hälfte ihrer
Mitglieder.

Marktwirtschaftler werden nicht
müde, diesen Gewaltakt als „Neusee-
lands Jobmaschine“ zu preisen. In vier
Jahren nahm die Zahl der Beschäftigten
danach um 200 000 zu – fast 15 Prozent.

Dann ging die Regierung daran, die
heiligsten Kühe der Wohlfahrtsgesell-
schaft zu schlachten: das Gesundheits-
und das Bildungssystem, bis dahin für
alle Bürger kostenlos.

Beide Sparten wurden dezentralisiert,
Krankenhäuser wie Schulen weitgehend
selbstverantwortlich. An den Kosten für
ärztliche Behandlung, Medikamente,
Krankenhausaufenthalte müssen sich
die Patienten nun beteiligen, Minderbe-
mittelte können sich allerdings davon
befreien lassen. Studenten müssen Stu-
diengebühren bezahlen, Stipendien
werden nur noch als Kredite gewährt.

Bis 2001 steigt das Pensionsalter stu-
fenweise von 60 auf 65 Jahre. Ne-
beneinkünfte oder Vermögen werden
auf die staatliche Rente angerechnet,
beziehungsweise voll versteuert. Gene-
rell schrumpften die vorher üppigen So-
zialleistungen für alle Wechselfälle des
Lebens um fünf bis 27 Prozent.

Die Neuseeländer fühlten sich von
beiden traditionellen Parteien gleicher-
maßen düpiert. Zu sehr waren sie der
Vorstellung verhaftet, daß der Staat ih-
nen ein gutes Leben schuldet, „nun aber
haben sie die Sozialausgaben mit der
Machete gekappt“ (Foulker).

Die Gewerkschaften vertraten die An-
sicht, für derart brutale Reformen habe
es kein politisches Mandat gegeben.
Verantwortlich dafür sei das von den
Briten übernommene Mehrheitswahl-
system, das den Regierungparteien
selbst ohne klare Stimmenmehrheit die
parlamentarische Durchsetzung ihrer
Schockbehandlung ermöglicht hatte.
Sie unterstützen die Bewegung für 
DER SPIEGEL 36/1996 119
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eine Wahlrechtsreform, die schließlich
eine Volksabstimmung erzwang. 1993
stimmte eine Mehrheit der Neuseelän-
der für ein dem deutschen Beispiel ent-
sprechendes Verhältniswahlrecht. „Hät-
ten wir das schon früher gehabt, wären
Reformen dieser Art nie möglich gewe-
sen“, gesteht ein führender Politiker.

Mehrheiten wie einst wird es nun
nicht mehr geben. Zur Wahl im nächsten
Monat treten etliche Parteien an, darun-
ter eine populistische „New Zealand
First“ mit rassistischen Parolen gegen
angebliche asiatische Überfremdung.
So droht dem neuseeländischen Experi-
ment angesichts einer vom Tempo der
Veränderungen überforderten Bevölke-
rung just in einer Zeit die Luft auszuge-
hen, da nach langen mageren Jahren die
Früchte des Wandels reifen.

Seit Ende 1991 geht es nämlich wie-
der aufwärts. Seit 1993 steht das Land
P.
 C

H
E

S
LE

Y
 /

 A
G

E
N

TU
R

 F
O

C
U

S

H
. 

S
C

H
W

A
R

Z
B

A
C

H
 /

 A
R

G
U

S

Arbeitslose Jugendliche, Bowls-Spiel im Kurort Rotorua: Entzugserscheinungen wie bei „Cold Turkey“ 
gar an der Spitze des Aufschwungs in-
nerhalb der OECD. 1995 kletterte die
Wachstumsrate auf 6,1 Prozent.

Der Budgetüberschuß fiel mit fast
vier Prozent noch höher aus als erwartet
und ermöglichte der Regierung eine
Steuersenkung, die den Bürgern im Juli
anderthalb Milliarden zusätzlich in die
Haushaltskassen spülte. Der niedrigere
Steuersatz fiel auf 24 Prozent, die Ein-
kommensgrenze für den Höchstsatz
wurde angehoben.

Die Staatsverschuldung ging von 53
auf 37 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts zurück und soll noch in diesem
Jahrzehnt auf international sensationel-
le 18 Prozent absinken.

Das Land boomt allenthalben. In der
einst langweiligen Wirtschaftsmetropo-
le Auckland, in der heute fast ein Drittel
der Neuseeländer wohnen, erinnert die
Skyline an Weltstädte wie San Francis-
co oder Hongkong, die Stadt, Ziel der
meisten Einwanderer, hat multikulturel-
les Flair. Im Zentrum wird von einem
US-Konsortium gerade der Hotel- und
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Kasinokomplex „SkyCity“ hochgezo-
gen. Die vielen neuen Hotels sind selbst
im Winterhalbjahr ausgebucht, die Jum-
bos der Air New Zealand voll – vor al-
lem mit Japanern, Hauptträgern des
Tourismusbooms.

Eine hochspezialisierte Industrie hat
dank eines „Adrenalinstoßes“, so die Han-
delskammer, Nischen mit wachsenden
Chancen auf dem Weltmarkt aufgetan: bei
Sportbooten etwa, seit Neuseelands Sieg
im America’s Cup bei Segelfreaks in, aber
auch bei Software oder Elektronik. Das
Kontrollsystem des Tokioter Flughafens
Narita ist Made in New Zealand.

Die Bauern haben den Subventions-
schock von 1984 längst verkraftet, nur
ein Prozent der 80000 Farmer mußten
aufgeben.

„Wir waren früher Witzfiguren, dem
Gespött der Städter ausgesetzt, die uns
vorwarfen, wir mästeten uns auf ihre Ko-
sten“, sagt Theo Simeonidis, der Chef des
Bauernverbandes. „Jetzt können wir sel-
ber über unser Schicksal und unsere Zu-
kunft entscheiden.“

Die Neuseeländer beweisen jedenfalls,
daß es eine gesunde Landwirtschaft ohne
staatliche Mittel geben kann – in Europa
beziehen die Bauern jede zweite Mark
aus Steuergeldern. Insgesamt summieren
sich die Zahlungen aller OECD-Staaten
an ihrem Nährstand auf wahnwitzige 320
Milliarden US-Dollar.

Vom früheren „Narrenparadies“ (so
der ehemalige Bauernführer Brian
Chamberlin) hat sich Neuseelands
Agrarsektor zu einem hochproduktiven
Wirtschaftszweig entwickelt, der erfolg-
reich auf Qualität statt auf Quantität
setzt. 85 Prozent der Produktion werden
in alle Welt verkauft: Schaffleisch
(Weltmarktanteil: 50 Prozent), Wolle,
Butter, Äpfel, Kiwi-Früchte und immer
mehr exzellenter Wein.

Auch in anderen Wirtschaftszweigen
wirkte die Roßkur Wunder. Aus dem
einst schlechtesten Telefonnetz der zivili-
sierten Welt, das Investoren abschreckte,
wurde dank 99prozentiger Digitalisie-
rung das beste. Der Gewinn der Telecom
verdreifachte sich. Die Post stellt so gut
wie alle Briefe landesweit binnen 24
Stunden zu und erfreut die Kunden mit
einem portofreien Tag im Jahr.

Ein besonders eindrucksvolles Bei-
spiel gesteigerter Produktivität pflegt der
rastlos in Sachen Reformpolitik reisende
Notenbankchef Brash unter die Leute zu
bringen: Im Hafen von Tauranga auf der
Südinsel dauerte vor der Privatisierung
die Beladung eines Frachters mit 27000
Kubikmetern Holz 12 bis 13 Tage, wofür
44 Arbeiter nötig waren. Heute wird die
gleiche Arbeit von 4 Männern in 30 Stun-
den geleistet.

Brash ist sich sicher, daß letztlich nie-
mand eine Rückkehr zu den nostalgisch
beschworenen „guten alten Tagen“ will:
„Wer möchte schon 18 Prozent Inflation
oder wieder sechs Monate auf ein Telefon
warten?“

Gestützt wird der Notenbankchef vom
einflußreichen „New Zealand Business
Roundtable“, einer Vereinigung, der die
60 wichtigsten Manager des Landes an-
gehören. Sein Chef Roger Kerr, als graue
Eminenz des Big Business angesehen, ist
fest davon überzeugt, daß es zu den Re-
formen keine Alternative gab: „Unsere
Wirtschaft war fast schon osteuropäisch
– und deren Systeme sind bankrott ge-
gangen.“

Natürlich sei es schwerer, so Kerr, der
sich auf Ludwig Erhard als Vorbild be-
ruft, in einem reichgewordenen Land et-
was zu ändern als bei Null anzufangen
wie seinerzeit der Vater des deutschen
Wirtschaftswunders: „Weil die Leute fra-
gen, wozu denn, uns geht es doch gut.“

Auf den Einwand, Erhard habe aus-
drücklich eine soziale Marktwirtschaft
gewollt, kontert Kerr kühl: „Sozial, das
haben wir doch schon längst, was wir
brauchten, war der Markt, die Liberali-
sierung.“ ™


